Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/3747 


Sachgebiet 752 


Kleine Anfrage 


der Abgeordneten Springorum, Dr. Burgbacher, Russe, 
van Delden, Müller (Remscheid), Lampersbach und 

Genossen 


betr. Klarstellung der Anfrage zur Energieversorgung 
- Drucksache VI/3607 - und Antwort der Bundes- 
regierung - Drucksache VI/3663 - 


Zur Klarstellung der Kleinen Anfrage - Drucksache VI/3607 - 
betr. Energieversorgung durch den Herrn Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen (Drucksache VI/3663) bitten wir ergän- 
zend um Beantwortung folgender Fragen: 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Zur Antwort auf Frage 1: In ihrer Antwort stellt die Bun- 
desregierung fest, daß der Anteil der Kernkraftwerke an 
der Stromerzeugung in den nächsten zehn Jahren auf mehi 
als 30 V. H. steigen wird. 

Kann die Bundesregierung beantworten, ob es sich hier um 
eine gesicherte Erkenntnis handelt oder ob dies lediglich 
ein von ihr aufgestelltes Planungsziel ist? 

2. Zur Antwort auf Frage 2: Die Bundesregierung erklärt in 
ihrer Antwort, daß sie den Besorgnissen der Elektrizitäts- 
wirtschaft wie auch den Ursachen der in jüngster Zeit dis- 
kutierten Verzögerungen beim Bau von Kernkraftwerken 
nachgeht und insbesondere prüft, welche Konsequenzen im 
Interesse der Sicherheit der Kernkraftwerke einerseits und 
der Stromversorgung andererseits gezogen werden müssen. 
Bis wann ist die Bundesregierung in der Lage mitzuteilen, 
zu welchem konkreten Ergebnis diese Prüfung geführt hat? 
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3. Zur Antwort auf Frage 4: Die Bundesregierung stellt hierzu 
zwar fest, daß 

— eine echte Verknappung des Erdöls bei rein mengen- 
mäßiger Betrachtung nicht zu erwarten ist, 

— jedoch eine Verengung des Rohölangebots auf dem 
Weltmarkt wahrscheinlich ist, 

— die politischen Unsicherheitsfaktoren der Erdölversor- 
gung Wirksamkeit gewinnen können, 

— die Mineralölpreise weltweit tendenziell steigen wer- 
den. 

Es war aber die konkrete Frage gestellt, ob die Bundes- 
regierung überzeugt ist, daß der deutsche Bedarf an preis- 
günstigem Mineralöl langfristig aus dem Nahostraum ge- 
deckt werden kann. 

Welche Antwort kann die Bundesregierung nun tatsächlich 
auf diese konkrete Frage geben? 

4. Zur Antwort auf Frage 8: Wenn die Bundesregierung über- 
zeugt ist, daß die Versorgung mit angereichertem Uran 
langfristig gesichert ist, kann sie dann sagen, welche der- 
zeitigen Lieferpartner für die ab 1973 in Planung gehenden 
Kernkraftwerke zur Verfügung stehen, da nach den eigenen 
Angaben der Bundesregierung diese Kraftwerke erst nach 
1980 in Betrieb gehen werden? 

5. Zur Antwort auf Frage 9: Die Bundesregierung gibt zwar 
an, daß 1981/82 eine größere Urananreicherungskapazität 
zur Verfügung stehen „sollte"; kann sie mitteilen, wann 
spätestens mit der Planung einer solchen Anlage begonnen 
werden muß, wenn sie bis zu diesem Zeitpunkt in Betrieb 
genommen werden soll? 

6. Zur Antwort auf Frage 12: 

a) Ist die Antwort der Bundesregierung dahin gehend zu 
verstehen, daß nach ihrer Auffassung die Verantwor- 
tung zur Sicherung der Versorgung bei weltweiten Hoch- 
konjunkturphasen allein bei der Energiewirtschaft selbst 
und bei den Verbrauchern liegt? 

Kann die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
konkret mitteilen, was sie unter „optimaler Angebots- 
entfaltung jedes Energieträgers" versteht und wo und 
vor allem in welchem Umfang sie Möglichkeiten zur 
„Stärkung der Flexibilität des Angebots" und der „Aus- 
tauschbarkeit von Energieträgern" sieht? 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung grundsätzlich die 
Verteilung der Verantwortung für die Sicherstellung der 
künftigen Energieversorgung? 

c) Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung insbeson- 
dere den von ihr erwarteten Aussagen der beiden wich- 
tigsten Abnehmergruppen der deutschen Steinkohle bei? 
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Ist sie der Auffassung, daß sie hierdurch von ihrer ener- 
giepolitischen Verantwortung entlastet würde? Wie 
würde sie dies mit ihren eigenen Aussagen verein- 
baren, daß die deutsche Steinkohle auch in Zukunft 
einen wichtigen Beitrag zur Energieversorgung zu lei- 
sten hat, und zwar vor allem in diesen beiden Ver- 
brauchsbereichen? 

d) Ist der Bundesregierung bekannt, daß von diesen beiden 
Verbrauchergruppen seit längerem und in jüngster Zeit 
erneut in der Öffentlichkeit Aussagen dahin gehend ge- 
macht worden sind, daß sie ihre Energieversorgung ohne 
besondere Schwierigkeiten von deutscher Steinkohle auf 
andere Energieträger, und zwar auf Importenergien, um- 
stellen können und dazu auch entschlossen sind, falls 
ihnen deutsche Steinkohle nicht zum gleichen Preis wie 
die derzeit billigeren Importenergien zur Verfügung 
gestellt wird? 

e) Ist der Bundesregierung insbesondere bekannt, daß die 
Elektrizitätswirtschaft die Auffassung vertritt, daß sie 
zwar nach dem geltenden Energiewirtschaftsgesetz die 
Verantwortung für die Bereitstellung der notwendigen 
Erzeugungs- und Verteilungskapazitäten sowie für den 
Einkauf der erforderlichen Brennstoffe trägt, daß es aber 
Aufgabe der staatlichen Energiepolitik sei, ihr den jeder- 
zeitigen störungsfreien Bezug der Einsatzenergien zu 
ermöglichen? 

7. Zur Antwort auf Frage 13: 

a) Die Bundesregierung weist in ihrer Antwort auf den 
„jetzigen günstigen Rahmen der Brennstoffversorgung 
der Kraftwerke hin, deren Entwicklung in der Zukunft 
sich weiter verbessern soll. Wie sind mit dieser Beurtei- 
lung die von ihr für möglich gehaltenen „Lücken in der 
Stromversorgung" zu vereinbaren? 

b) Hält die Bundesregierung die von ihr wiedergegebene 
Absicht der Energieversorgungsunternehmen, in den 
kommenden zehn Jahren mögliche Lücken in der Strom- 
versorgung „primär durch Ölkraftwerke und Gasturbi- 
nen zu schließen" für richtig, ober ist sie angesichts der 
von ihr selbst dargelegten Risiken in der künftigen öl- 
und Erdgasversorgung der Auffassung, daß zumindest 
gleichrangig die verstärkte Heranziehung von anderen 
Energieträgern erfolgen sollte? 

8. Zur Antwort auf Frage 14: 

a) Da die Bundesregierung selbst mit der Möglichkeit rech- 
net, daß die vorgesehenen finanziellen Anreize mit dem 
Ziel des Neubaus von 6000 MW Steinkohlenkraftwer- 
ken nicht ausreichen und unter Umständen verbessert 
werden müssen, hält sie es dann für realistisch, daß von 
den Unternehmen Baubeschlüsse gefaßt werden, bevor 
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eine definitive Entscheidung über die Ausgestaltung der 
Anschlußregelung getroffen ist? 

b) Berücksichtigt die Bundesregierung bei ihren „abwarten- 
den" Zeitvorstellungen, daß 

— die vorgesehenen Kraftwerke spätestens bis Ende 
1978 in Betrieb gehen müssen, 

— nach heutigem Stand mit einer Bauzeit von minde- 
stens drei bis vier Jahren gerechnet werden muß, 

— aus bautechnischen und stromwirtschaftlichen Grün- 
den eine massierte Inbetriebnahme der neuen Kraft- 
werke gegen Ende des Förderungszeitraums vermie- 
den werden sollte? 

c) Sieht die Bundesregierung angesichts des energiepoli- 
tisch erwünschten Beitrages der Steinkohle zur Strom- 
erzeugung einerseits und der begrenzten finanziellen 
Leistungsfähigkeit von Bund und Ländern andererseits 
auch weiterhin nur die Möglichkeit, den Steinkohlen- 
einsatz durch Zuschüsse der öffentlichen Hand zu sichern 
oder zieht sie hierfür auch andere Wege in Betracht? 

Zur Antwort auf Frage 15: 

a) Die Bundesregierung stellt zu Recht fest, daß die im 
Gesamtanpassungsplan der Ruhrkohle AG vorgesehene 
Anpassung der Förderung an die Absatzmöglichkeiten 
das unmittelbare Ziel verfolgt, die Ertragslage des Un- 
ternehmens zu verbessern. Bekanntlich liegt der wesent- 
liche Rationalisierungseffekt der Förderanpassung in der 
teilweisen Verlagerung der stillgelegten Förderung auf 
die verbleibenden Anlagen und in deren Vollauslastung. 
Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß infolge des 
von ihr begrüßten zeitlichen Vorziehens von Stillegun- 
gen diese Rationalisierungsmöglichkeit zum größten 
Teil nicht wahrgenommen werden kann? 

b) Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine be- 
schleunigte Fördersenkung „der auf dem Energiemarkt 
sich vollziehenden strukturellen Umwandlung Rechnung 
trägt". Wie vereinbart die Bundesregierung diese Aus- 
sage mit ihren Erklärungen, daß 

— „die Entwicklung der nächsten Jahre auf dem Ener- 
giemarkt mit erheblichen Unsicherheiten verbunden 
ist", „für die zweite Hälfte der 70er und der 80er 
Jahre eine Übernachfrage mit entsprechenden Folgen 
für die Kosten und Preise bei Energie nicht ausge- 
schlossen werden kann"? 

— insbesondere „eine Verengung des Rohölangebots 
auf dem Weltmarkt wahrscheinlich" ist, „die politi- 
schen Unsicherheitsfaktoren bei der Erdölversorgung 
an Wirksamkeit gewinnen könnten", „tendenziell 
weltweit steigende Mineralölpreise zu erwarten 
sind"? 
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10. Zur Antwort auf Frage 16: 

a) Was bedeuten die Ausführungen im zweiten und dritten 
Absatz konkret, vor allem der Hinweis auf den privat- 
wirtschaftlichen Charakter der Ruhrkohle AG? 

b) Nach dem offiziellen Kommunique über das Grundsatz- 
gespräch am 30. Mai 1972 werden „alle Beteiligten ge- 
meinsam das vorgelegte Stabilisierungsprogramm mit 
dem Ziel einer längerfristigen Konsolidierung der Ruhr- 
kohle AG fortentwickeln und verwirklichen". Sollen die 
sprachlichen Unterschiede in der Wiedergabe dieses 
Ergebnisses durch die Bundesregierung ein „Abrücken" 
bedeuten? 

c) Wie ist es insbesondere zu verstehen, daß am 30. Mai 
1972 alle Beteiligten sich verpflichtet haben, ein Pro- 
gramm für eine längerfristige Konsolidierung zu ent- 
wickeln und zu verwirklichen, während die Bundesregie- 
rung jetzt - ungeachtet der von ihr an anderer Stelle 
dargelegten langfristigen Tendenzen - erklärt: „Für eine 
längerfristige Lösung können heute noch keine endgül- 
tigen Angaben gemacht werden"? 

11. Zur Antwort auf Frage 18: Kann die Bundesregierung nun- 
mehr nähere Auskünfte geben, nachdem zwischenzeitlich in 
der Presse Meldungen über solche Verträge erschienen 
sind? 

12. Zur Antwort auf Frage 19: 

a) Bei der Wiedergabe ihrer Bemühungen um eine Ver- 
ringerung der Risiken, die sich für die Energieversor- 
gung der Bundesrepublik aus ihrer hohen Importabhän- 
gigkeit ergeben, nennt die Bundesregierung lediglich 
Maßnahmen im Mineralölbereich und die beabsichtigte 
intensive Förderung der Entwicklung der Kernenergie. 
Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß im Inter- 
esse einer möglichst umfassenden Flexibilität des Ener- 
gieangebots - analog zu der im Aufbau befindlichen 
Rohölreserve - auch eine Kohlen- bzw, Koksreserve 
angelegt werden sollte, die sowohl in Krisenfällen als 
auch bei konjunkturellen Überhitzungserscheinungen als 
„Puffer" dienen kann? 

b) Teilt die Bundesregierung ferner die Auffassung, daß 
die von ihr vorgesehene nationale Krisenorganisation 
in der Weise umfassender gestaltet werden sollte, daß 
auch die inländischen Primärenergien einbezogen wer- 
den, damit im Falle einer Versorgungsstörung beim 
Mineralöl auch alle auf der Basis inländischer Energie- 
träger möglichen Produktionssteigerungen und Aus- 
tauschmöglichkeiten genutzt werden können? 


13. Zur Antwort auf Frage 20: Bis wann kann die Bundesregie- 
rung nähere Auskunft über die von ihr vorbereitete Studie 
über das künftige Wachstum des Energieverbrauchs und die 
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Wechselwirkung zwischen Energieverbrauch und Wirt- 
schafts- und Gesellschaftsentwicklung geben? 


Bonn, den 1. September 1972 


Springorum 
Dr. Burgbacher 
Russe 

van Beiden 
Müller (Remscheid) 
Lampersbach 

Dr. Becker (Mönchengladbach) 
Becker (Pirmasens) 
Berberich 
Breidbach 
Dr. Frerichs 
Dr. Götz 
Härzschel 
Katzer 
Krampe 

Löher (Dortmund) 

Dr. Luda 
Mancher 
Müller (Berlin) 
Reddemann 
Ruf 

Seiters 
Dr. Sprung 
Varelmann 
Volmer 
Vogt 
Zink 
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